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Sachverhalt

Eine Beiständin nach Art. 308 Abs. 2 ZGB hat den Auftrag, den Unterhalt für ein unmündiges fremdplatziertes Kind von nicht verheirateten drogenabhängigen Eltern zu regeln. Es stellt sich die Frage, ob für die nicht erwerbstätigen Eltern Unterhaltsbeiträge festgelegt bzw eingeklagt werden können.

Erwägungen

Die Eltern haben gemeinsam für den gesamten Unterhalt des Kindes aufzukomen (Art. 276 Abs. 1 ZGB). In Analogie zu verheirateten Eltern (Art. 163 Abs. 2 ZGB) haben sie sich zu verständigen über den Beitrag, den sie leisten in Form von Betreuung und/oder Geldzahlung.Im Verhältnis unter den Eltern sind die Anteile proportional zu ihrer Leistungsfähigkeit festzulegen (BaK-Breitschmid Art. 285 N 16).

Für die Bemessung des Unterhaltsbeitrags sind neben den Bedürfnissen des Kindes (Unterhaltsbedarf) die Lebensstellung und Leistungsfähigkeit der Eltern massgebend sowie Vermögen und Einkünfte des Kindes (Art. 285 Abs. 1 ZGB), da die Eltern von der Unterhaltspflicht in dem Mass befreit sind, als dem Kind zugemutet werden kann, den Unterhalt aus seinem Arbeitserwerb oder anderen Mitteln zu bestreiten (Art. 276 Abs. 3 ZGB).

Reichen die Mittel nicht, so hat jeder pflichtige Elternteil zu leisten, was er bei gutem Willen und mit zumutbarer Anspannung leisten könnte. Dem objektiv Leistungsunfähigen kann kein Unterhaltsbeitrag auferlegt werden (Grundriss Hegnauer N 21.15f. mit Hinweisen auf bundesgerichtliche Rechtsprechung und weitere Literatur).

Die Leistungsfähigkeit der Eltern ergibt sich ausgehend von ihrem (betreibungsrechtlichen) Existenzminimum Mit Blick auf die lange Dauer der Unterhaltspflicht wird in Lehre und Rechtsprechung das erweiterte Existenzminimum (Steuern, Versicherungsprämien, Kulturausgaben) als Leistungsgrenze anerkannt. Uebersteigen jedoch die verfügbaren Mittel das Existenzminimum nicht oder liegen sie gar darunter, besteht kein Anspruch des Kindes auf Minimalunterhalt (BaK-Breitschmid Art. 285 N 13).

Ergebnis

Im vorliegenden Fall ist also entscheidend, ob die Drogensucht der beiden Eltern eine objektive Leistungsunfähigkeit bewirkt; in diesem Fall dürfen keine Unterhaltsbeiträge festgelegt werden, oder ob dem einen oder anderen oder beiden Elternteilen trotz Drogensucht die Erzielung eines Erwerbseinkommens zuzumuten ist, in diesem Fall wäre bei der Festsetzung des Unterhaltsbeitrags vom hypothetischen Einkommen auszugehen. Das Bundesgericht hat sich in keinem konkreten Fall mit der Auswirkung der Drogensucht auf die Leistungsfähigkeit befasst. Zweckmässigkeit und Erfolgsaussicht einer Unterhaltsklage müssen demnach im konkreten Fall unter Beizug von Sachverständigen (behandelnder Arzt, Einrichtung der Suchtkrankenhilfe edtc.) beurteilt werden.

Auf keinen Fall darf ein „Phantasiebeitrag“ eingeklagt und festgelegt werden, nur damit ein Unterhaltstitel für die Alimentenbevorschussung erwirkt wird.

Eine Lösung könnte auch darin bestehen, dass bei Vorliegen objektiver Leistungsunfähigkeit einstweilen von einer Unterhaltsklage abgesehen und periodisch überprüft wird, ob sich die Leistungsfähigkeit verändert hat und ein Unterhaltsbeitrag zumutbar ist.

Wichtig erscheint beim geschilderten Sachverhalt, dass beide Eltern ins Recht gefasst werden, da die Betreuung des Kindes durch eine Pflegefamilie erfolgt. Und deshalb kein Elternteil einen Unterhaltsbeitrag in Form von Betreuung erbringt.

  

  
HSA Luzern

Christoph Häfeli
Mit F11 geht’s zur jeweils nächsten Eingabe!!!








